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Abstract 

Das Doppelbestrafungsverbot ist eines der wichtigsten J ustizgrundrechte. 
Neben Auslegungsproblemen auf nationaler Ebene wird in Zeiten inter­
nationalisierter Kriminalität und Strafverfolgung die Frage relevant, in­
wieweit Urteile ausländischer Strafgerichte dieses Verbot tangieren. Nach 
traditionellem Verständnis sind solche Urteile vom "ne bis in idem"­
Grundsatz nicht erfasst; lediglich durch internationale Abkommen kann 
dieses Prinzip durchgesetzt werden. Für den EU-Bereich sollen die 
Art. 54 ff. des Schengener Durchführungsübereinkommens diese Funk­
tion übernehmen. 

Der Beitrag diskutiert Interpretationsprobleme dieser Normen - insbe­
sondere nach Integration der Schengen-Abkommen in den EU-Vertrag­
und Voraussetzungen ihrer Wirksamkeit. Er kommt zu dem Schluss, dass 
diese Vorschriften bei sachgemäßer Auslegung eine beträchtliche Schutz­
wirkung entfalten. 
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I. Die Bedeutung des "ne bis in idem"-Grundsatzes 

für das deutsche Strafverfahrensrecht 

3/2006 

Gemäß Art. 103 III GG darf niemand wegen derselben Tat auf Grund der allgemei­
nen Strafgesetze mehrfach bestraft werden. Der enge Wortlaut der Norm wird so­

wohl von der Rechtsprechung1 als auch der Litcratur2 dahingehend ausgelegt, dass 

bereits die erneute Verfolgung des rechtskräftig Verurteilten oder Freigesprochenen 
unzulässig ist. 

Dass diesem "ne bis in idem"-Grundsatz, dessen Ursprünge bis in die Antike zu­
rückreichen3, im Grundgesetz Verfassungsrang eingeräumt wurde, beruht wohl auf 
den Erfahrungen mit der Justiz im Nationalsozialismus.4 Er dient dem Schutz des 
Angeklagten und seinem Interesse, nach dem Ergehen einer (formell) rechtskräftigen 

Entscheidung nicht noch einmal wegen derselben angeblichen Tat verfolgt zu wer­
den5, und muss als Qustiz-)Grundrecht bezeichnet und ebenso behandelt wcrden.6 

Die StPO selbst hat diesen Grundsatz nicht ausdrücklich normiert, legt ihn aber als 
selbstverständlich zu Grunde. Der Verbrauch der Strafklage, sei es durch einen Frei­
spruch oder eine Verurteilung, wirkt sich als umfassendes Verfahrenshindernis aus7

-

ein erneutes Verfahren ist unzulässig, ein neues Sachurteil damit ausgeschlossen. Er­
geht dennoch ein zweites Sachurteil, so ist es nach herrschender Auffassung nichtig.8 

Lediglich in wenigen Konstellationen ist die Durchbrechung der materiellen Rechts­

kraft durch das Instrument des Wiederaufnahmeverfahrens zu Gunsren des Ange­
klagten9, in noch selteneren Fällen zu seinen Ungunsten 10, möglich. 

Auch das deutsche Ordnungswidrigkeitenrecht, das mangels Klassifizierung als 

Strafgesetz von Art. 103 III GG nicht erfasst wird, erkennt das Verbot der Doppelbe­

strafung in zwei Vorschriften an. Zum einen in § 21 OWiG: "Ist eine Handlung 
gleichzeitig Straftat und Ordnungswidrigkeit, so wird nur das Strafgesetz angewen­

det· .. " Zum anderen in § 84 II 1 OWiG: "Das rechtskräftige Urteil über die Tat als 
Ordnungswidrigkeit steht auch ihrer Verfolgung als Straftat entgegen." 

BVerfGE 12, 62 (66); RGSt 72, 99 (102); BGHSt 5, 323 (328). 
2 Schmidt-Aßmarzrz, in: Maunz/Dürig/Herzog, Stand August 2005, Art. 103 III Rn. 293 ff; 

Pieroth!Schlirzk, Grundrechte, 20. Auf!. (2004) Rn. 1112. 
3 Rüping, in: Bonner Kommentar, Band 3, 4. Auf!. (2001), Art.l03 III Rn. 1 ff. 
4 Jung, Zur Internationalisierung des Grundsatzes nc bis in idem, in: Schülcr-Springorum­

FS,1993, S. 493, 495, 

5 Roxirz, Strafverfahrensrecht, 25. Auf!. (1998), §50 Rn. 8. 

6 BVerfGE 9, 89 (96); Specht, Die zwischenstaatliche Geltung des Grundsatzes ne bis in idem, 
Diss. Hcidelberg, 1999, S. 21. 

7 RG St 2, 347 (350); BGHSt 5, 323 (328); Roxirz (Fn. 5), §50 Rn. 6; Meyer-Goßner, Strafpro­
zessordnung, 48. Auf!. (2005), Einleitung Rn. 145. 

8 Roxirz (Fn. 5) §50 Rn. 6. 
9 Vgl. § 359 StPO. 

10 Vgl. § 362 StPO. 
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II. Geltung des "ne bis in idem"-Grundsatzes in Deutschland 
bei Vorliegen eines ausländischen Urteils 

Fraglich ist aber, wie weit dieser Grundsatz reicht. Vor allem stellt sich die Frage, ob 
nur rechtskräftige Verfahrensbeendigungen durch inländische Strafgerichte (oder an­
dere im Einzelfall dazu befugte Institutionen wie der Staatsanwaltschaft) die Sperr­
wirkung auslösen können oder ob dies auch durch die Urteile ausländischer Strafge­
richte (bzw. Verfahrensbeendigungen durch dort dazu befugte Institutionen wie die 
Staatsanwaltschaft) geschehen kann. 

1. Keine Sperrwirkung durch Art. 103III GG 

Nach ganz herrschender Auffassung der Literatur 11 und Rechtsprechung 12 ist 
Art. 103 III GG nur einschlägig, sofern eine rechtskräftige Beendigung des Strafver­
fahrens in der Bundesrepublik vorliegt. Somit verhindert das verfassungsrechtliche 

Verbot der Doppelbestrafung nicht eine erneute Verfolgung einer im Ausland rechts­
kräftig abgeurteilten Tat durch Strafverfolgungsorgane der Bundesrepublik. 

Begründet wird dies unter anderem damit, dass in der Geschichte des deutschen 
Strafrechts dem Verbot der Doppelbestrafung eine so weitgehende, auch ausländi­
sche Strafurteile berücksichtigende, Bedeutung nie zuerkannt worden sei. Außerdem 
wurde vom BVerfG eingewandt, dass die Ausweitung des "ne bis in idem"-Grund­
satzes auch auf Strafurteile anderer Rechtsordnungen dazu führen könne, dass nicht 
rechtsstaatlich zustande gekommene Urteile berücksichtigt werden müssten. 13 Das 
BVerfG sieht daher in der fehlenden Berücksichtigung der Strafurteile aus dem Aus­

land insgesamt keinen Verfassungsverstoß. 14 

Endriß!Kinzig werfen die Frage auf, ob diese Auslegung des Art. 103 III GG noch 
zeitgemäß ist oder ob nicht angesichts der veränderten internationalen Verhältnisse 
eine Auslegung angezeigt wäre, die auch rechtskräftige Verfahrensbeendigungen aus 
dem Ausland stärker berücksichtigtY Nach ihrer Auffassung ist zumindest bei De­
likten, die in Deutschland wegen des Weltrechtsprinzips des § 6 StGB verfolgt wer­
den, eine stärkere Berücksichtigung eines ausländischen Verfahrensabschlusses not­
wendig. Denn wenn schon jeder Staat die Möglichkeit hat, denjenigen, der ein diesem 
Grundsatz unterfallendes Delikt- wie etwa Betäubungsmitteldelikte- begangen hat, 
vor Gericht zu stellen, müsse mit dieser Ausdehnung des ( einzel-)staatlichen Strafan­
spruchs spiegelbildlich eine Ausdehnung des "ne bis in idem"-Grundsatzes einher-

11 Volk, Grundkurs StPO, 4. Auf!. (2005), § 32 Rn 13;Jung (Fn. 4), S. 493, 496; Vogel!Norouzi, 

Europäisches 'nc bis in idem' -EuGH NJW 2003, 1173, JuS 2003, S. 1059, 1060; Brockmeyer, 

in: Schmidt-Bleibtreu/Klcin, 10. Auf!. (2004), Art. 103 Rn lld. 
12 BGH, StV 1986,292 (292). 
13 BVerfGE 12, 62 (66). 
14 BVerfGE 12, 62 (62). 

15 Endriß!Kinzig, Eine Straftat- zwei Strafen- Nachdenken über ein erweitertes 'ne bis in 
idcm' StV 1997, S. 665, 666. 

/ 
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gehen. 16 Außerdem weisen sie auf den zweifelhaften Charakter der historischen Ar­
gumente hin: Erst durch eine Verordnung des nationalsozialistischen Gesetzgebers 
im Jahre 1940 wurde die zuvor im erheblichen Umfang vorhandene Sperrwirkung 

ausländischer Strafurteile beseitigt. 17 Bis dahin war zumindest dann ausländischen 

Strafurteilen eine "ne bis in idem"-Wirkung zugebilligt worden, wenn sie im Aus­
land begangene Straftaten zum Gegenstand hatten. 

Einen ähnlichen, aber auf das Gebiet der Europäischen Union begrenzten, Ansatz 
verfolgt Mayer 1s. Seiner Auffassung nach sind all diejenigen Entscheidungen, die in 
einem Mitgliedsstaat unter Zugrundelegung eines nationalen Strafgesetzes ergehen, 
das selbst auf einer gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtung beruht 19

, stellvertretend 
für die Gemeinschaft ergangen. Daher handele es sich um eine "rechtsordnungsinter­
ne" Entscheidung der Gemeinschaft. Da aber innerhalb der Gemeinschaftsrechts­

ordnung der "ne bis in idem"-Grundsatz Geltung beanspruche, werde durch die 
rechtskräftige Entscheidung in dem einen Mitgliedsstaat der Strafklageverbrauch für 
den gesamten EU-Raum ausgclöst. 20 

Obwohl diese Auffassungen gute Argumente auf ihrer Seite haben, ist doch nicht 

davon auszugehen, dass die Rechtsprechung ihre Auffassung hier revidieren wird. 
Außerdem ist zu bedenken, dass diese Positionen zwar überzeugend für einige aus­
ländische Urteile eine "ne bis in idem"-Wirkung fordern, nicht aber insgesamt das 
Problem doppelter Strafverfolgung in Europa lösen können. 

Im Folgenden wird daher- mit dem BVerfG- davon ausgegangen, dass rechtskräfti­
ge Verfahrensabschlüsse im Ausland bei der Strafverfolgung in Deutschland kein 

Verfahrenshindernis nach Art. 103 III GG darstellen. 

2. Keine Sperrwirkung durch einfachgesetzliche Regelungen oder 
durch die EMRK 

Da, wie oben dargelegt, das deutsche Straf- und Strafverfahrensrecht den "ne bis in 
idem" -Grundsatz selbst für Strafurteile deutscher Gerichte nicht ausdrücklich ent­
hält, gibt es konsequenterweise auch keine Norm, die ausländischen Strafurteilen 
eine Sperrwirkung für das deutsche Strafverfahren zuspricht. 

§51 III StGB sieht aber zwingend vor, dass eine wegen derselben Tat im Ausland ver­

hängte und vollstreckte Strafe bei der Strafzumessung in einem später in Deutschland 

stattfindenden Strafverfahren angerechnet werden muss. Außerdem kann nach 

§ 153c I Nr. 3 StPO die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung absehen, wenn wegen 
der Tat schon im Ausland gegen den Beschuldigten eine Strafe verhängt und voll­
streckt worden ist und die in der Bundesrepublik zu erwartende Strafe (nach der An-

16 Ebd., S. 666. 

17 Ebd. 

18 Mayer, Ne bis in idem-Wirkung europäischer Strafrechtsentscheidungen, 1992, S. 272 ff. 
19 Zu den Strafgesetzen, die auf einer europarechtlichen Verpflichtung beruhen, zählt unter an­

derem der Geldwäschetatbestand nach§ 261 StGB. 
20 Mayer (Fn. 18), S. 272 ff. 
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rechnung nach §51 III StG B) nicht ins Gewicht fiele, oder wenn er wegen der Tat im 
Ausland rechtskräftig freigesprochen worden ist. Diese Entscheidung steht aller­
dings im Ermessen der Staatsanwaltschaft und ist somit gerichtlich nicht überprüf­
bar. 

Auch die Europäische Menschenrechtskonvention, deren Einfluss auf das deutsche 

Strafverfahrensrecht =obwohl sie formallediglich den Rang eines einfachen Gesetzes 
einnimmt- als Auslegungshilfe für innerstaatliches Straf- t111d Strafprozessrecht im­
mer wichtiger wird21

, trifft keine Aussage zu einem internationalen "ne bis in idcm"­
Grundsatz. 

Versuche, diesen Grundsatz aus Art. 6 EMRK22 oder mit der Begründung, dass eine 
erneute Bestrafung wegen derselben Tat "erniedrigend" sei, aus Art. 3 EMRK23 ab­
zuleiten, wirken eher gekünstelt und vermögen nicht zu überzeugen. 

Lediglich das siebte Zusatzprotokoll zur EMRK vom 22. 11. 1984 regelt ein- wie­
derum nur- innerstaatliches Verbot der Doppclbcstrafung.24 Von einem internatio­

nalen "nc bis in idem" findet man dort kein Wort. 

Somit muss festgehalten werden, dass weder die Rechtsprechung noch die maßgebli­
che Literatur rechtskräftigen Verfahrensbeendigungen im Ausland eine "ne bis in 
idcm"-Wirkung für das deutsche Strafverfahren zusprechen. 

3. Schaffung einer Sperrwirlmng durch völkerrechtliche Verträge 

Da die Rechtslage in den meisten europäischen Staaten mit der in Deutschland ver­
gleichbar ist25 und diese Rechtsordnungen ausländischen Strafurteilen keine Sperr­

wirkung zubilligen, aber zugleich die Regierungen der europäischen Staaten den 
Integrationsprozess nicht gefährden möchten, hat es in den letzten Jahren und Jahr­
zehnten immer wieder Versuche gegeben, in Europa in unterschiedlichen Konstella­
tionen und institutionellen Rahmen zumindest "teileuropäische" "nc bis in idem"­
Wirkungcn zu schaffen. 

a) Art. 54 SDÜ 

Das wohl wichtigste zwischenstaatliche Verbot der Doppelbestrafung in Europa ist 
in Art. 54 des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) normiert. Dieser 
lautet in der deutschen Fassung: "Wer durch eine Vertragspartei rechtskräftig abge­
urteilt worden ist, darf durch eine andere Vertragspartei wegen derselben Tat nicht 

21 Beulke, Strafprozessrecht, 8. Auflage (2005), Rn. 9. 
22 Vgl. Specht (Fn. 6), S. 49. 
23 Scham, Zweifelsfragen zum räumlichen Geltungsbereich des Strafrechts (§§ 3-7) StGB, JR 

1964, s. 205, 206. 
24 Vgl. hierzu Esser, Auf dem Weg zu einem europäischen Strafrecht, 2002, § 2 I. 
25 Eine Ausnahme stellen hier die Niederlande dar: Art. 68 des niederländischen StGB nor­

miert ein Verfahrenshindernis auch dann, wenn eine rechtskräftige Verfahrensbeendigung 
im Ausland vorliegt; vgl. van den \\'i'yngctert, Anmerkung zu BGH, Beschl. V. 12. 8. 1997-
4StR 345/97/LG Dortmund, NStZ 1998, S. 153, 153. 
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erneut verfolgt werden, vorausgesetzt, dass im Falle einer Verurteilung die Sanktion 
bereits vollstreckt worden ist, gerade vollstreckt wird oder nach dem Recht des Ur­
teilsstaats nicht mehr vollstreckt werden kann." 

aa) Allgemeines zum SDÜ und seinem Art. 54 

(1) Rechtsnatur und Ziele des SDÜ 

Das Schcngcncr Dürchfi.ihrungsi.ibereinkommen dient der Umsetzung der im Schen­
gener Abkommen von 1985 beschlossenen Abschaffung der Personenkontrollen an 
den Binnengrenzen und sieht Ausgleichsmaßnahmen für hierdurch befürchtete Si­
cherheitsverluste vor. Unter anderem schreibt es deshalb Kooperationen bei den 
Kontrollen der Außengrenzen und die Erleichterung von Rechtshilfe in Strafsachen 

vor. Das Schengener Abkommen und auch das SDÜ waren ursprünglich kein Ge­
meinschaftsrecht - vielmehr entstanden sie durch die von einigen EG-Staaten ge­
wünschte engere Kooperation in diesem Bereich, die im instiwtionellen Rahmen der 

Europäischen Gemeinschaften vor allem angesichts der ablehnenden Haltung Groß­
britanniens nicht möglich war. 

Nach der Gemeinsamen Erklärung zu Art. 139 SDÜ in der Schlussakte bedurfte das 
SDÜ noch einer ausdrücklichen Inkraftsetzung durch die Mitgliedsstaaten. Die 
Gründungsstaaten Deutschland, Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich und 
die ersten Beitrittsstaaten Spanien und Portugal setzten das SDÜ zum 26. 3. 1995 in 

Kraft.26 Seit 1995 traten Italien, Griechenland, Österreich, Dänemark, Finnland und 

Schweden dem SDÜ bei und auch Großbritannien und Irland wandten die Bestim­
mungen über das Doppelbestrafungsverbot an. Durch das In-Kraft-Treten des Ams­
terdamer Vertrages am 1. 5. 1999 ist das SDÜ - wie das ihm zu Grunde liegende 

Schengener Abkommen- in die "dritte Säule" der Europäischen Union, die die poli­
zeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen regelt, überführt worden. 

Die 2004 beigetretenen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union haben den sog. 
Sehengen-Besitzstand vollständig übernommen, so dass auch sie zu Vertragsparteien 
des SDÜ wurden. Außerdem wenden mit Island und Norwegen zwei Nichtmit­
gliedsstaaten der Europäischen Union das SDÜ als assoziierte Staaten anY 

Somit erstreckt sich der räumliche Anwendungsbereich des in Art. 54 SDÜ aufge­

stellten transnationalen "ne bis in idem" auf 27 europäische Staaten. 

(2) Auslegung des SDÜ und die Rolle des EuGH 

Bei der Auslegung der Regelungen des SDÜ stellt sich- wie bei allen internationalen 
Abkommen- ein Sprachenproblem. 

Das SDÜ ist in drei amtlichen Sprachen (deutsch, niederländisch und französisch) 
verfasst. Art. 142 II 4 SDÜ erklärt den Wortlaut jeder dieser Fassungen für gleicher-

26 Schomburg/Lagodny!Gleß!Hackner, Internationale Rechtshilfe 111 Strafsachen, 4. Auf!. 

(2006), Art. 139 SDÜ Rn. 2. 
27 Hecker, Europäisches Strafrecht, 2005, § 13 Rn. 13. 
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maßen verbindlich. Somit kann sich auch bei einer Anwendung der entsprechenden 
Vorschriften durch ein deutsches Gericht die Auslegung nicht allein am Wortlaut der 
deutschen Fassung orientieren. Daher musste ursprünglich- solange das Schengener 
Abkommen nur von den sechs Gründungsstaaten ratifiziert worden war - bei der 
Auslegung stets auch die französische und niederländische Fassung gleichberechtigt 

berücksichtigt werden. 

Fraglich ist, ob auch die Sprachen der Länder, die später dem SDÜ beigetreten sind, 
bei der Auslegung in gleicher Weise berücksichtigt werden müssen. Während die 
meisten Autoren dies annehmen und bei der Auslegung etwa der englischen Fassung 
die gleiche Bedeutung wie den drei authentischen zuerkennen28

, wendet sich He­

cker29 mit guten Argumenten dagegen. Es sei zwar richtig, dass durch die Einbezie­

hung des SDÜ in das Unionsrecht der Wortlaut aller Amtssprachen verbindlich ｳ･ＮｾＮ＠
Dies ändere aber nichts daran, dass die grammatikalische Auslegung des Art. 54 SDU 
anhand der Versionen der drei ursprünglich authentischen Vertragssprachen vorzu­
nehmen sei. Schließlich gäben nur diese den originären Regelungsgehalt des SDÜ 
wieder, der nunmehr als EU-Recht weitergelten sollte. Die anderen Mitgliedsstaaten 
seien verpflichtet, eine sprachliche Fassung des Art. 54 SDÜ zu wählen, die den ma­
teriellen Regelungsgehalt der Norm, wie er sich aus den ursprünglich für verbindlich 
erklärten Vertragssprachen ergibt, zum Ausdruck bringt. Andernfalls könnten die 
Vertragsstaaten durch eine von ihnen gewählte Übersetzung des Art. 54 SDÜ den 
Anwendungsbereich und die Voraussetzungen des Doppelbestrafungsverbotes neu 

zu bestimmen versuchen. 

Somit ist festzuhalten, dass, sofern man die Fassungen in anderen Sprachen bei der 
Interpretation überhaupt heranziehen möchte, dies mit großer Vorsicht zu tun ist 
und im Zweifelsfall den Fassungen in deutscher, französischer und niederländischer 

Sprache besondere Bedeutung zukommt. 

Wie bereits erwähnt, sind durch den Vertrag von Amsterdam das Schengener Ab­
kommen und das SDÜ in den Rahmen der Europäischen Union einbezogen worden. 
Dies hat zu einer wesentlichen Veränderung bei der Anwendung des SDÜ geführt: 
Nunmehr ist der EuGH für die Auslegung des SDÜ nach Art. 35 I EUV zuständig. 
Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Vertragsstaaten von ihrer "opt-in"­
Möglichkeit nach Art. 35 II EUV Gebrauch gemacht haben.30 Nach dieser Bestim­
mung kann jeder Mitgliedsstaat durch eine Erklärung die Zuständigkeit für das Vor­
abentscheidungsverfahren nach Art. 35 I EUV anerkennen. Deutschland hat diese 
Möglichkeit genutzt und zugleich die Kooperation nationaler Gerichte mit dem 
EuGH im EuGHG umfassend geregelt. Nach dessen § 1 I kann jedes Gericht eine 
Vorabentscheidung des EuGH herbeiführen, sofern die Auslegung eines in Art. 35 I 
EUV aufgeführten Übereinkommens entscheidungserheblich ist. Letztinstanzliehe 
Gerichte sind hierzu gem. § 1 II EuGHG sogar verpflichtet. 31 

28 Vgl. Specht (Fn. 6), S. 120; Böse, Der Grundsatz 'ne bis in idem' in der Europäischen Union, 

GA 2003, S. 744, 748. 
29 Hecker (Fn. 27), § 13 Rn. 35. 

30 Ebd., § 13 Rn. 23. 
31 Ebd., § 13 Rn.24. 
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Somit besteht mit dem EuGH nun eine oberste Auslegungsinstanz für das SDÜ und 
dessen Art. 54. Problematisch ist aber, dass eine Einschaltung des EuGH eine erheb­
lichen Verzögerung des Verfahrens zur Folge hat: Ein Vorabentscheidungsverfahren 

dauert durchschnittlich 12-17 Monate32
, nach ｓ｡ｴｺｧ･ｾ Ｓ＠ sogar mehr als 21 Monate. 

Die dadurch entstehende Verfahrensverzögerung gerät mit dem strafprozessualen 
Beschleunigungsgebot in Konflikt. Unter anderem deshalb wird seit längerem die 

Schaffung eines strafrechtlichen Spruchkörpers des EuGH gcfordert.J-1 

bb) Einzelne Auslegungsprobleme des Art. 54 SDÜ 

Auch unter Berücksichtigung der dargelegten Auslegungsgrundsätze war und ist bis 
heute die Auslegung jedes Tatbestandsmerkmals des Art. 54 SDÜ strittig. 

(1) Rechtskräftige Aburteilung 

Der Begriff der rechtskräftigen Aburteilung soll die Frage klären, welche Qualität 
Entscheidungen haben müssen, damit sie eine "ne bis in idem"-Wirkung nach sich 

ziehen. Über die Reichweite dieses Begriffs konnte bislang keine Einigkeit erzielt 
werden - unstrittig ist bislang nur, dass ein von einer Vertragspartei gefälltes (frei­
sprechendes oder verurteilendes) Gerichtsurteil zu einem Strafklageverbrauch im 
Schengener Raum führt. 35 

(a) Auslegungsversuche der deutschen Rechtsprechung am Beispiel der belgischen 
"transactie" 

Ein Beispiel für die Uneinigkeit schon innerhalb der deutschen Rechtsprechung ist 

die in drei Instanzen und über Jahre ausgetragene Auseinandersetzung über die Fra­

ge, ob eine .. belgisehe "transactie" eine "rechtskräftige Aburteilung" im Sinne des 

Art. 54 SDU darstellt. Bei dieser "transactie" unterwirft sich der Beschuldigte in ei­

nem Steuerstrafverfahren einem von der Finanzbehörde vorgeschlagenen verwal­
tungsrechtlichen Vergleich, der ihn zur Zahlung der hinterzogenen Summe sowie ei­
ner Geldbuße verpflichtet. Wenn er dieser Zahlungspflicht nachkommt, wird das 
Strafverfahren eingestellt und in Belgien besteht ein Verfahrenshindernis für die er­
neute strafrechtliche Verfolgung der Tat.36 

Dem Falllag folgender Sachverhalt zugrunde: Zwei Manager einer europaweit täti­

gen Firmengruppe sollten gemeinsam mit einigen Mittätern und Gehilfen Ein­

gangsabgaben in Höhe von ca. 2,9 Mio. DM verkürzt haben, indem sie Stahl- und 

Blechprodukte aus Jugoslawien mit gefälschten Ursprungszeugnissen als türkische 
Produkte in Belgien einführten, um so die eigentlich fällige Erhebung von Ami­
dumpingzöllen der Europäischen Union zu umgehen. 

32 Ebd., § 13 Rn. 25. 

33 Satzger, Die Europäisierung des Strafrechts- Eine Untersuchung zum Einfluß des Europäi­
schen Gemeinschaftsrechts auf das deutsche Strafrecht, 2002, S. 666. 

34 Schomburg, Strafsachen in der Europäischen Union, NJW 1999, S. 540, 543. 
35 BGHSt 45, 123 (127); Hecker, Das Prinzip 'ne bis in idem' im Schengencr Rechtsraum 

(Art. 54 SDÜ), StV 2001, S. 306, 307. 
36 Van den Wyngaert (Pn 25), S. 153. 
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Wegen dieses Sachverhalts wurde sowohl in Deutschland als auch in Belgien ein Er­
mittlungsverfahren eingeleitet. Das belgisehe Verfahren wurde eingestellt, nachdem 
der Arbeitgeber der Beschuldigten eine "transactie" mit der Zollbehörde abgeschlos­

sen und die geforderte Summe gezahlt hatte. In diese "transactie" wurden auch die 
Firmen, für die die beiden Angeklagten tätig waren, mit einbezogen. Die Erstreckung 
auf die Firmen ist damit zu erklären, dass nach belgisehern Recht Unternehmen für 

ihre Mitarbeiter haften, soweit diese wegen Straftaten, die im Zusammenhang mit ih­
rer Berufstätigkeit stehen, zu Geldstrafen verurteilt werden. Im Umkehrschluss kann 
nach der "transactie", weil diese die Firmenhaftung aufhebt, nicht mehr auf die im 
Unternehmen verantwortlichen Personen zugegriffen werden.37 Somit besteht in 
Belgien auch für diese natürlichen Personen ein Verfolgungshindernis. 

Die zur Entscheidung berufene Kammer des LG Hamburg hatte aufgrund der 
"transactie" und der Begleichung sämtlicher Forderungen durch den Arbeitgeber der 
Angeklagten ein Verfahrenshindernis angenommen und daher die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt.38 Die endgültige Erledigung des Verfahrens in Belgien 
durch die vollständige Erfüllung der durch die "transactie" auferlegten Zahlungsver­
pflichtung stelle auch ohne förmliches Gerichtsurteil eine "rechtskräftige Verurtei­
lung" im Sinne des Art. 54 SDÜ dar. 39 

Daraufhin erhob die Staatsanwaltschaft sofortige Beschwerde beim HansOLG 
1--Iamburg gegen den Nichteröffnungsbeschluss. Dieses hob den Beschluss auf- es 
ließ die Anklage (mit geringfügigen Änderungen) zu und eröffnete das Hauptverfah­
ren vor dem LG Hamburg. Es verneinte ein Verfahrenshindernis mit der Begrün­
dung, dass die Voraussetzungen des An. 54 SDÜ nicht gegeben seien, da die "trans­
actie" kein Urteil, sondern lediglich eine Verwaltungsentscheidung sei.40 Die deut­

sche Fassung des Art. 54 SDÜ verlange mit der Formulierung "rechtskräftig 
abgeurteilt" - ebenso wie die niederländische uml französische - eindeutig eine ge­

richtliche Entscheidung.41 

Von diesem Beschluss unbeeindruckt stellte das LG Hamburg das Verfahren durch 
Urteil ein, weil die "transactie" ein dauerhaftes Verfahrenshindernis begründe:

12 
Die 

im Urteil aufgeführten Gründe hierfür sind im Wesentlichen mit denen aus dem vor­
her ergangenen Nichteröffnungsbeschluss identisch. Zusätzlich wurde -auch unter 
Berufung auf ausländische Strafrechtsliteratur - versucht, das Wortlaut-Argument 
des HansOLG Hamburg zu widerlegen. Nach Auffassung des LG Hamburg lässt 
sich keiner der- damals drei authentischen- Fassungen entnehmen, dass ｡ｵｳｳ｣ｨｬｩ､ｾﾭ
lich gerichtliche Entscheidungen in Urteilsform gemeint sind.43 

37 LG Hamburg, wistra 1995, 358 (359 f). 

38 Ebd., 358. 
39 Ebd., 359. 
40 HansOLG Hamburg, wistra 1996, 193 (195). 

41 Ebd. 

42 LG Hambttrg, wistra 1996, 359 (359). 

43 Ebd., 361. 
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Daraufhin legte die Staatsanwaltschaft Revision gegen das landgerichtliche Urteil 
beim BGH ein. Der BGH ließ in seinem Urteil44 ausdrücklich offen, ob eine belgi­
sche "transactie" generell eine "rechtskräftige" Aburteilung und somit aufgrundvon 
Art. 54 SDÜ ein Verfahrenshindernis für die Strafverfolgung in Deutschland dar­
stellt.45 Es gab aber der Revision der Staatsanwaltschaft aus einem anderen Grund 
statt: "Denn selbst wenn man ... in solchen Fällen einen Strafklageverbrauch nach 
Art. 54 SDÜ gelten lassen wollte, in denen ein einzelner zur Vermeidung eines gegen 
ihn sonst geführten Gerichtsverfahrens eine transactie mit der Strafverfolgungsbe­
hörde abschließt und eine ihm angebotene Sanktion auf sich nimmt, die in ihrer Wir­
kung einer gerichtlichen Maßnahme gleichkommt, so fehlt diese mit der gericht­
lichen Sanktion vergleichbare Wertigkeit völlig in einem Verfahren, in dem die trans­
actie unmittelbar eine juristische Person betrifft und die Wirkung im Rahmen des 
verwaltungsrechtlichen Vergleichs auf Dritte erstreckt wird, ohne dass diese ihrer­
seits Leistungen zu erbringen habe. Eine solche nach belgisehern Recht zulässige Ge­
staltung zur Beendigung des Strafverfahrens ... entfernt sich ... so weit von den im 
Schengener Durchführungsübereinkommen verwendeten Rechtsbegriffen ... , dass 
dadurch, jedenfalls im Hinblick auf Dritte, die nicht unmittelbar am Strafverfahren 
beteiligt sind, kein Verfahrenshindernis i. S. der ne-bis-in-idem-Regel hergeleitet 
werden kann."46 

Das Verfahren gegen beide Beschuldigte wurde später gegen Zahlung von Geldaufla­
gen in Höhe von 10 000 bzw. 15 000 DM eingestellt.47 

(b) Versuch einer Auslegung 

Da dieses Beispiel zeigt, wie uneinheitlich schon die deutsche Rechtsprechung ein und 
denselben Fall entscheidet - und dabei stets auf den "klaren Wortlaut" verweist-, 
muss der Begriff der "rechtskräftigen Aburteilung" und seine Entsprechung in den 
｡ｮｾ･ｲ･ｮ＠ Sprachen des Abkommens systematisch- unter Zugrundelegung der allge­
memen Auslegungsregeln - ermittelt werden. 

(aa) Die wörtliche Auslegung 

Soweit es die deutsche Fassung betrifft, gilt es zunächst festzustellen, dass der Begriff 
ｾ･ｲ＠ "Aburteilung" zwar ein juristischer Fachbegriff ist, aber weder in der StPO noch 
111 anderen für das Strafverfahren relevanten Gesetzen verwendet wird.48 Unzweifel­
haft leitet sich der Begriff aber von "Urteil" ab. Hierunter wird im deutschen Straf­
verfahrensrecht eine Entscheidung verstanden, die aufgrund einer Hauptverhand­
lung ergeht und das Verfahren endgültig abschließt.49 Nach dieser Interpretation 
wäre davon auszugehen, dass die deutsche Version weder in der belgiseben "transac-

44 BGH, StV 1999,244. 
45 Ebd., 245. 
46 Ebd. 
47 wistra 1996, 193, 196. 
48 Specht (Fn. 6), S. 133. 

49 Beulke (Fn. 21), Rn. 488; Roxin (Fn. 5), § 46 Rn. 1. 
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tie" noch in vergleichbaren Verfahrensbeendigungen in anderen Staaten ein Verfah­
renshindernis für die Strafverfolgung in Deutschland sehen würde. Aufgrund der 
großen Unterschiede in den einzelnen Rechtssystemen der verschiedenen (europäi­
schen) Staaten und der sich daraus ergebenden fehlenden Kongruenz von Fachtermi­
ni wird zum Teil gefordert, bei der Auslegung auch eine Interpretation des allgemei­
nen Sprachgebrauchs zu Grunde zu legen.50 Aber selbst wenn man diesem Ansatz 

folgen und unter dem Begriff des Urteils auch "eine wertende Entscheidung über 
eine Person oder Sache" verstehen würde, so würde doch zumindest durch den mit 
der "Aburteilung" zusammen verwendeten Begriff "rechtskräftig" eine so weitrei­
chende Interpretation unmöglich gemacht. Somit wird man wohl festhalten müssen, 
dass nach dem deutschen Wortlaut einiges dafür spricht, lediglich richterlichen Ent­
scheidungen eine für den Schengener Raum geltende "ne bis in idem"-Wirkung zu­

zugestehen. 

Bei der Interpretation des Wortlauts der anderen Mitgliedsstaaten ergibt sich ein an­

deres Bild. Wie Specht detailliert aufzeigt, erfasst der niederländische Terminus "von­
nis" zwar auch die Bedeutung des deutschen Wortes "Urteil", geht aber insgesamt 
darüber hinaus. So bezeichnet der Begriff "het vonnis in kort geding" den Beschluss 
im summarischen Verfahren und "vonnis van failietverklaring" den Konkurseröff­
nungsbeschluss.51 Insgesamt lässt sieb die Bedeutung von "vonnis" somit am ehesten 
mit dem Begriff "Entscheidung" übersetzen.52 

Aufgrund der unterschiedlichen Bedeutungsbreite der Begriffe in den einzelnen Ver­
tragssprachen ist allein mit der wörtlichen Auslegung nicht zu klären, was unter 
"Aburteilung" zu verstehen ist. 

Die Bedeutung des Begriffs "rechtskräftig" hingegen ist vergleichsweise unproble­
matisch zu klären. Dieser steht ebenso wie seine Entsprechungen in den anderen 

Sprachen für etwas "Endgültigcs".53 

Somit lässt sich festhalten, dass sich bei Berücksichtigung der maßgeblichen Spra­
chen nicht klären lässt, ob nur Urteile die Sperrwirkung des Art. 54 SDÜ entfalten. 
Angesichts der geforderten Rechtskraft ist aber klargestellt, dass ein durch endgül­
tige Entscheidung beendetes Verfahren vorausgesetzt wird.5

'
1 

(bb) Die systematische Auslegung 

Um die Bedeutung dessen, was (in der deutschen Fassung) mit "rechtskräftiger Ab­
urteilung" gemeint ist, zu erfassen, ist auch der Zusammenhang zu beachten, in dem 
der Begriff gebraucht wird. 

50 Specht (Fn. 6), S. 137; Böse (Fn. 28), S. 748. 

51 Specht (Fn. 6), S. 136. 
52 Ebd., S. 136; ebenso: Schomburgl Lagodny!Gleß/Hackner (Fn. 26), Art. 54 SDÜ Rn. 12; He­

cker (Fn. 27), § 13 Rn. 36; Plöckinger/Leidenmühler, Zum Verbot doppelter Strafverfolgung 
nach Art. 54 SDÜ 1990, wistra 2003, S. 81, 84. 

53 Specht (Fn. 6), S. 138. 
54 Ebd., S. 139. 
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In dem Kapitel "Verbot der Doppelbestrafung" wird durchgehend der Begriff 

"rechtskräftig abgeurteilt" verwendet, soweit .. es um die Einzelheiten des "ne bis in 
idem"-Prinzips geht. Lediglich in Art. 58 SDU heißt es: "Die vorstehenden Bestim­

mungen stehen der Anwendung weitergehender Bestimmungen des nationalen 

Rechts in bezug auf ausländische] ustizentscheidrmgen nicht entgegen." 

Aus dieser Formulierung könnte man folgern, dass nicht alle ausländischen Justiz­

entscheidungen von Art. 54 SDÜ erfasst werden sollen. Dann wären die in Art. 58 
SDÜ genannten nationalen Bestimmungen weitergehend, da sie einer größeren An­
zahl von Justizentscheidungen das zwischenstaatliche Verbot der Doppelbestrafung 

zusprechen würden. 

Wie oben dargelegt, erfüllen nur verfahrensbeendende Entscheidungen die tatbe­

standliehen Voraussetzungen des Art. 54 SDÜ. Daher könnte man als "weitergehen­

de Bestimmungen" hinsichtlich ausländischer Justizentscheidungen im Sinne des 

Art. 58 SDÜ solche ansehen, die auch nicht rechtskräftigen Entscheidungen eine "ne 

bis in idem"-Wirkung zubilligen. Gegen eine solche Interpretation ist aber einzu­

wenden, dass nach wohl unbestrittener Auffassung die formelle Rechtskraft notwen­

dige Voraussetzung für das Eingreifen der Sperrwirkung ist.55 Somit würde es dem 
Wesen des Doppelbestrafungsverbotes widersprechen, wenn dieses bereits Zwi­
schenentscheidungen mit "nc bis in idem" -Wirkung versehen würde.56 

Ein weiterer Unterschied in den Anwendungsbereichen der Art. 54 und 58 SDÜ 

könnte auch darin liegen, dass Art. 54 SDÜ lediglich richterliche Entscheidungen, 

Art. 58 SDÜ dagegen auch etwa Verfahrensbeendigungen durch die Staatsanwalt­

schaft umfassen sollte. 

Gegen diese Interpretation spricht aber Folgendes: Zum einen ist zu beachten, dass 

sich Art. 58 SDÜ nicht nur auf Art. 54 SDÜ, sondern- neben den anderen Normen 

des Kapitels- auch auf Art. 55 SDÜ bezieht. 57 Es ist daher möglich, Art. 58 SDÜ so 

zu verstehen, dass er die nach Art. 55 SDÜ eröffnete Begrenzung des Anwendungs­

bereichs des Art. 54 SDÜ als für nationale Vorschriften einschränkbar bezeichnen 

will. Dann wären die in Art. 58 SDÜ genannten nationalen Bestimmungen insofern 
weitergehend, als sie eine umfassendere Gewährung des zwischenstaatlichen "ne bis 

in i?em"-Grundsatzes enthielten.5
R Somit hätte Art. 58 SDÜ, bezogen auf Art. 55 

SDU, lediglich eine deklaratorische Funktion, indem er klarstellt, dass ein Vertrags­

staattrotz erfolgter Erklärungen nach Art. 55 SDÜ nicht gehindert ist, durch das in­

nerstaatliche Recht den unter Art. 55 SDÜ fallenden Fällen eine "ne bis in idem" -
Wirkung zuzuerkennen.59 

Ob eine Interpretation in dem zuletzt dargestellten Sinne sinnvoll ist oder dem Wil­

len der Vertragsparteien entspricht, kann an dieser Stelle dahingestellt bleiben. Da-

55 Beulke (Fn. 21), Rn. 503. 

56 Specht (Fn. 6), S. 141. 

57 Plöchinger/Leidenmiihler (Fn. 52), S. 85. 
58 Specht (Fn. 6), S. 143. 

59 Ebd. 
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durch wird aber deutlich, dass die Position, die aus der Systematik und dem deut­
schen Wortlaut ｾｮｨ｡ｮ､＠ des Art. 58 SDÜ darlegen möchte, dass die Sperrwirkung 
nach Art. 54 SDU in jedem Fall einer richterlichen Entscheidung bedarf, keinesfalls 
so naheliegend ist, wie es vielleicht auf den ersten Blick erscheinen mag. 

Außerdem ist auch bei der im Rahmen der systematischen At1Slegung erforderlichen 

Interpretation des Art. 58 SDÜ dessen Wortlaut in den anderen Sprachen zu berück­
sichtigen. Hier ist festzustellen, dass die niederländische Fassung des Art. 58 SDÜ 
den Begriff "richterlijke beslissingen" enthält, der als "richterliche Entscheidung" zu 
übersetzen ist, so dass die niederländische Fassung dem oben dargestellten Verständ­
nis der Systematik widerspricht.60 

Somit lässt sich feststellen, dass durch die systematische Auslegung keine über die In­
terpretation des Wortlauts hinausreichende Erkenntnis gewonnen werden kann. 

(cc) Die teleologische Auslegung 

Da sich weder durch die wörtliche noch durch die systematische Auslegung des 
Art. 54 SDÜ hinreichend genau klären lässt, welche Verfahrensbeendigungcn als 
"rechtskräftige Aburteilung" zu verstehen sind, ist zu versuchen, dies anhand des 
Sinns und Zwecks der Vorschrift zu ermitteln. 

Nach seiner Präambel dient das SDÜ insgesamt dem Ziel, einen Binnenmarkt als 
Raum ohne Grenzen zu realisieren. Um dies zu erreichen, sollen die Grenzkontrol­
len Schritt für Schritt abgebaut werden. 

Da dieser Wegfall der Grenzkontrollen - zumindest nach Auffassung der beteiligten 
Staaten - mit einem Sicherheitsverlust einhergeht, muss dieser durch eine verbesserte 

Kooperation der Vertragsstaaten im Bereich der Strafverfolgung kompensiert werden.
61 

Der "ne bis in idem" -Grundsatz aus Art. 54 SDÜ steht im Titel III des SDÜ, der mit 
"Polizei und Sicherheit" überschrieben ist. Durch die Anerkennung ausländischer 
Verfahrensbeendigungen können sich die Strafverfolgungsbehörden auf andere Taten 
konzentrieren, das heißt auf solche, die noch in keinem Mitgliedsstaat sanktioniert 
wurdcn.62 Somit dient Art. 54 SDÜ- wie der gesamte Abschnitt "Polizei und Sicher­
heit" -einer effektiveren Strafverfolgung.63 

Dies ist aber nur eines der (Haupt-)Anliegen des Art. 54 SDÜ. Denn außerdem ist zu 
berücksichtigen, dass die Kooperation mehrerer Staaten im Bereich der Strafverfol­
gung nicht zu einer Aushöhlung elementarer Beschuldigtenrechte führen darf.64 

Art. 54 SDÜ hat somit eine "menschenrechtliche Komponente" 6
\ weil er dafür Sor­

ge trägt, dass der Schutz durch das Verbot der Doppelbestrafung auf nationaler Ebe­
ne nicht durch eine enge Zusammenarbeit im Rahmen des SDÜ untergraben wird.66 

60 Böse (Fn. 28), S. 748. 
61 BT-Drucks. 12/2453, S. 91. 
62 Specht (Fn. 6), S. 148; Böse (Fn. 28), S. 750. 
63 Böse (Fn. 28), S. 750. 
64 Hecker (Fn. 35), S. 309. 
65 Specht (Fn. 6), S. 148. 
66 Hecker (Pn. 35), S. 309. 



［ＮﾷｾｲｾﾷﾷＮﾷﾷ＠1,,1 
!(i 
. ' . 

ﾷｾＺ［Ｌ［Ｑ＠

Ｇｾﾷﾷｾ＠

Ｚ｟ＮＬＩＮＮＭｾ＠

460 StudZR 3/2006 
ｾｾＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭｾＭＭＭ

Bei der Auslegung des Art. 54 SDÜ sind somit seine beiden Ziele zu beachten: Einer­
seits das objektiv-rechtliche Ziel einer effektiven (grenzüberschreitenden) Strafver­
folgung und andererseits das subjektiv-rechtliche Ziel, den einzelnen Bürger vor er­
neuter Strafverfolgung zu schützen und dadurch die Freizügigkeit innerhalb des 
Schengener Raums sicherzustellen.67 

Somit stellt sich hier die Frage, ob eine Einschränkung des durch die wörtliche Aus­

legung gewonnenen Ergebnisses, das alle endgültigen Verfahrensbeendigungen l..Jm­
fassen könnte, angezeigt ist, so dass nur Urteile Berücksichtigung finden, wie es die 
deutsche Fassung - zumindest nach Auffassung des HansOLG Harnburg - nahe 
legt. 

Unter Berücksichtigung des Zwecks des SDÜ, die Strafverfolgung effizienter zu ge­
stalten, liegt es nahe, den Begriff "abgeurteilt" und seine Äquivalente möglichst weit 
auszulegen. Denn alle Einschränkungen auf Entscheidungen nur eines bestimmten 
Verfolgungsorgans würden die Vielzahl alternativer Verfahrensbeendigungen unbe­

rücksichtigt lassen und so von dem durch das Doppelbestrafungsverbot vermittelten 

Gewinn an Effizienz ausschließen.68 Zudem kann man so verhindern, dass sich eine 
Nation zu einer "Superrevisionsinstanz für das Strafrecht aller Mitgliedsstaaten auf­
schwingt."69 Dieser Vorwurf wurde in der Vergangenheit zum Beispiel von den Nie­
derländern gegen die deutsche Justiz erhoben, weil diese von ihrer - damals noch 
nicht durch Art. 54 SDÜ eingeschränkten - Verfolgungsbefugnis bei (nicht nur 
grenzüberschreitenden) Betäubungsmitteldelikten Gebrauch machte und bereits in 

den Niederlanden rechtskräftig (zu milden Strafen) verurteilte Menschen in 

Deutschland mit zum Teil drakonischen Strafen belegte.70 Je mehr verfahrensbeen­
dende Entscheidungen durch den "ne bis in idem"-Grundsatzes des Art. 54 SDÜ er­

fasst werden, desto geringer ist die Gefahr, dass ein Mitgliedsstaat die Möglichkeit zu 
einem solchen Vorgehen hat.71 

Dies wird ｾｵ｣ｨ＠ durch die Berücksichtigung des subjektiv-rechtlichen Regelungszie­
les des SDU im Allgemeinen und seines Art. 54 im Speziellen bestätigt. Denn für den 
Einzelnen kommt es hinsichtlich der Anwendung des Doppelbestrafungsverbots 
nicht darauf an, dass sein Fall von einem bestimmten Justizorgan behandelt und ab­
geschlossen worden ist.72 Hierdurch wird zugleich das Recht auf Freizügigkeit 
durchgesetzt, denn bei einer restriktiven Auslegung des Art. 54 SDÜ müsste derjeni­

ge, dessen Strafverfahren mit einer nicht-richterlichen Entscheidung abgeschlossen 
worden ist, in einem anderen Vertragsstaat die Einleitung eines neuen Ermittlungs-

67 Böse (Fn. 28), S. 751. 

68 Specht (Fn. 6), S. 151 f. 
69 Ebd., S. 152. 

70 Vgl. Riiter, Ein Grenzfall: Die Bekämpfung der internationalen Drogenkriminalität im 
Spannungsfeld zwischen den Niederlanden und der Bundesrepublik Deutschland, JR 1988, 
s. 136, 137. 

71 Specht (Fn. 6), S. 152; kritisch hierzu: Harms, Von Transactien, ordonnances de non-lieu und 
anderen Besonderheiten- der lange Weg zu einer einheitlichen europäischen Strafrechtord­
nung, in: RieG-FS, 2002, S. 725, 728. 

72 Specht (Fn. 6), S. 152. 
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verfahrens gegen ｩｾｮ＠ befürchten.73 Dies könnte zum einen zur Folge haben, dass er 
nicht die vom SDU gewünschte Mobilität an den Tag legt, zum anderen aber- was 
wiederum den objektiv-rechtlichen Zielvorstellungen zuwiderlaufen könnte-, dass 
Vcrfahrensbeendigungen ohne Urteil von Beschuldigten und deren Verteidigern 
nicht mehr hinreichend akzeptiert wcrden7

\ sondern dass diese vielmehr auf einem 

Urteil bestehen, um eine erneute Verfolgung in einem anderen Mitgliedsstaat verhin­
dern zu können. Somit würde im Ergebnis eine Mehrbelastung auf die Justiz in den 
Mitgliedsstaaten zukommen: zwar nicht in der von den Vertragsparteien ausge­
schlossenen Weise, dass ein zweites Verfahren geführt wird, sondern in der Form, 
dass das erste Verfahren wegen der Einschaltung des Gerichts und des Erlasses eines 
Urteils deutlich länger und teurer wird. 

Somit weisen beide Zielbestimmungen darauf hin, dass der weite (oben gewählte) 
Ausdruck der "Entscheidung" nicht aufgrund teleologischer Auslegung einzu­
schränken ist. 

Ungeklärt ist damit aber immer noch, wonach sich die "Endgültigkeit" einer ent­
sprechenden Entscheidung richten soll. Nach wohl herrschender Auffassung im 
deutschen Schrifttum75 kommt die Definitionsmacht darüber, ob ein Rechtsakt das 
Doppelbestrafungsverbot nach Art. 54 SDÜ auslöst, ausschließlich dem "Erstverfol­
gerstaat" zu. Es wird ein Verweis in die nationalen Rechtsordnungen vorgenommen, 
da das Europarecht selbst hier keine eigenständige Begriffsbestimmung ermöglicht.76 

Nach diesem Verständnis ist unter einer "rechtskräftigen Aburteilung" im Sinne des 
Art. 54 SDÜ jede verfahrensbeendende Entscheidung zu verstehen, die nach dem 
Recht des "Erstverfolgerstaates" zu einem Verbrauch der Strafklage führt. 77 Somit 
wären Verfahrenserledigungen nach der Art der belgiseben "transactie" grundsätz­
lich geeignet, für den gesamten Schengener Raum eine "ne bis in idem"-Wirkung 
auszulösen. 

(c) Interpretation des EuGH 

Auch der EuGH hat sich unlängst mit dem Problem der Interpretation des Terminus 
"rechtskräftige Aburteilung" (und seiner Äquivalente in den anderen Sprachen) be­
schäftigen müssen78 und sich der oben dargestellten weiten Auslegung des Begriffes 

angeschlossen. 

Dem Urteil lagen zwei Vorlagefragen eines deutschen und eines belgiseben Gerichts 
zugrunde, die vom EuGH verbunden und gemeinsam beantwortet wurden. In dem 
deutschen Ausgangsverfahren war gegen einen türkischen Staatsbürger in den Nie-

73 Böse (Fn. 28), S. 751. .. 
74 Hecker (Fn. 27), § 13 Rn. 38; Schomburg/Lagodny/Gleß/Hackner (Fn. 26), Art. 54 SDU 

Rn. 35; Plöckingerl Leidenmiihler (Fn. 52), S. 86. 
75 Schomburg/Lagodny!Gleß/Hackner (Fn. 26), Art. 54 SDÜ Rn. 32; Specht (Fn. 6), S. 158; 

Satzger (Fn. 33), S. 691; Hecker (Fn. 35), S. 309. 
76 Specht (Fn. 6), S. 158. 
77 Hecker (Fn. 35), S. 309. 
78 EuCH, NJW 2003, 1173 ff. 
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derlanden wegen Betäubungsmittel-Delikten ermittelt und das Verfahren gegen Zah­
lung eines Geldbetrages eingestellt worden. In dem belgiseben Ausgangsfall war ge­
gen einen deutschen Staatsbürger ein Strafverfahren in Deutschland wegen Körper­

verletzung ebenfalls gegen Zahlung eines Geldbetrages nach§ 153a StPO eingestellt 
worden. In beiden Fällen sind dieselben Vergehen später Gegenstand eines deutschen 
bzw. bclgischen Gerichtsverfahrens geworden. Beide Gerichte fragten nun beim 

EuGH im Rahmen eines Vorlageverfahrens an, ob die Strafverfolgung und die even­
tuelle Sanktionicrung der Angeklagten mit Art. 54 SDÜ vereinbar sei. Der EuGH 
beantwortete die Frage in dem Leitsatz des Urteils mit folgenden Worten: "Das in 
Art. 54 ... aufgestellte Verbot der Doppelbestrafung gilt auch für zum Strafklagever­
brauch führende Verfahren der in den Ausgangsfällen in Rede stehenden Art, in 
denen die Staatsanwaltschaft eines Mitgliedsstaats ohne Mitwirkung eines Gerichts 
ein in diesem Mitgliedsstaat eingeleitetes Strafverfahren einstellt, nachdem der Be­
schuldigte bestimmte Auflagen erfüllt und insbesondere einen bestimmten, von der 
Staatsanwaltschaft festgesetzten Geldbetrag entrichtet hat.79

" 

Die Argumente des EuGH entsprechen weitgehend denen, die bereits oben bei der 
Herleitung des weiten Begriffsverständnisses aufgeführt worden sind. 

(2) "Dieselbe Tat" 

Die Rechtsfolge des Art. 54 SDÜ wird nur dann relevant, wenn wegen derselben Tat 
erneut verfolgt werden soll. Es stellt sich somit die Frage, wie der Tatbegriff zu be­

stimmen ist. Dabei geht es insbesondere darum, ob mit dem Begriff die zugrundelie­

gende Handlung oder deren rechtliche Einordnung charakterisiert werden soll. 

Nach Auffassung Heckersxo ist es hierbei nicht notwendig, einen "europäischen" Tat­

begriff zu entwickeln. Vielmehr obliege die Definitionsmacht über den Verfahrens­
gegenstand und damit über die Reichweite der Sperrwirkung allein dem Erstverfol­
gerstaat. Dies begründet er mit dem das SDÜ durchziehenden Prinzip der gegenseiti­
gen Anerkennung.x 1 

Hiergegen wendet sich Spechtx2 mit guten Argumenten. Bei dem Tatbegriff handele 
es sich um einen Terminus, der aufgrund seiner allgemeinverständlichen Bedeutung 
auch ohne Rückgriff auf das nationale Recht auszulegen sei. Somit besteht keine 
Notwendigkeit, von einem Verweis auf die Rechtsordnungen der Mitgliedsstaaten 

auszugehen; es ist eine europarechtliche Auslegung unabhängig von den Gegeben­
heiten der nationalen Rechtsordnungen der Vertragsstaaten durchzuführen.83 

Der Ausdruck "Tat" weist darauf hin, dass die Handlung und nicht deren Bewertung 
gemeint sein könnte. He! Andernfalls wären Begriffe wie "Straftat" verwendet worden. 

79 Ebdc, S. 1173c 
80 Hecker (Fn. 35), S. 309. 
81 Hecker (Fn. 27), § 13 Rn. 45. 

82 Specht (Fn. 6), S. 159. 
83 Ebd. 

84 Plöckingerl Leidenmühler (Fn. 52), S. 86. 
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Auch die übrigen Sprachen stehen diesem Verständnis nicht entgegen, sondern bestä­
tigen diese Interpretation.85 

Insbesondere spricht aber die teleologische Auslegung für eine solche Interpretation. 

Denn, wie oben dargelegt, soll Art. 54 SDÜ unter anderem verhindern, dass einzelne 
Vertragsparteien ihre Stellung ausnutzen, um Strafverfahren neu aufzurollen und 

ihre Wertvorstellungen gegcni.iber denen des Erstverfolgerstaates durchzusetzen. 
Dies kann nur durch eine weite Interpretation, die die strafrechtliche Bewertung des 
Geschehens außer Betracht lässt, gewährleistet werden.86 Auch die subjektiv-recht­
liche Seite - also die menschenrechtliehen Aspekte kombiniert mit der Gewährleis­
tung von Freizügigkeit im Schengener Raum- des Art. 54 SDÜ spricht dafür, die Be­
stimmung der Tatidentität nicht zu eng zu fassen, um so dem Beschuldigten nicht 
eine erneute Strafverfolgung zuzumuten.87 

Problematisch kann mitunter sein, wo die Grenzen der Tatidentität liegen. Nach dem 
oben Geschriebenen sollte aber feststehen, dass- ungeachtet der Schwierigkeiten, die 

sich etwa daraus ergeben können, dass einige nationale Strafrechtssysteme einen 
Fortsetzungszusammenhang (aner-)kennen88 und andere nicht89 - der Grundsatz, 
einem historischen Lebenssachverhalt möglichst ausnahmslos90 eine "ne bis in 
idem"-Wirkung zukommen zu lassen, durchzuhalten ist. 91 

Somit ist mit der herrschenden Auffassung festzustellen, dass dem Sinn des SDÜ 
allein eine Auslegung des Begriffs "dieselbe Tat" gerecht wird, die sich an der vor­

genommenen Handlung und nicht an deren rechtlicher Bewertung orientiert. Die­

ser Auffassung hat sich nun auch der EuGH in einerneueren Entscheidung ange­
schlossen. 92 

(3) Vollstreckungselement 

Nach Art. 54 SDÜ ist der Eintritt des Verbotes der Doppelbestrafung an die zusätz­
liche Bedingung geknüpft, "dass im Falle einer Verurteilung die Sanktion bereits 
vollstreckt worden ist, gerade vollstreckt wird oder nach dem Recht des Urteilsstaats 
nicht mehr vollstreckt werden kann." 

Unter Zugrundclegung allgemeiner Auslegungsregeln und des oben ermittelten Er­

gebnisses für den Terminus "rechtskräftig abgeurteilt" ist Voraussetzung für das Ein­

greifen dieser weiteren Voraussetzung, dass die Erstverfolgung zu einer Sanktionie­
rung des Verfolgten geführt haben muss. 

85 Vgl. Specht (Fn. 6), S. 159. 
86 Plöckingerl Leidenmühler (Fn. 52), S. 87. 
87 Specht (Fn. 6), S. 163. 
88 z. B. Österreich; vgl. Plöckingerl Leidenmiihler (Fn. 52), S. 87, Fn. 71. 
89 Für Deutschland vgl. BGHSt 40, 138 (138). 
90 Specht (Fn. 6; S. 164) denkt als Ausnahme eine Berücksichtigung des Taterfolges an; führt 

diesen Gedanken aber nicht weiter aus. 
91 Plöckingerl Leidenmiihler (Fn. 52), S. 87. 
92 EuGH, NJW 2006, 1781 (1781). 
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Der weiter vorausgesetzte Vollzug dieser Sanktion kann in drei verschiedenen For­
men ein Verfahrenshindernis begründen. Die ersten beiden Möglichkeiten unter­
scheiden sich durch die Wahl des Tempus. Demnach setzt die erste eine vollständige 
Umsetzung der verhängten Sanktion voraus, während es für die zweite ausreichend 
ist, dass mit der Umsetzung begonnen worden ist. 

Während die Feststellung des Abschlusses der Vollstreckung im Regelfall problemlos 
möglich sein sollte, ist die Entscheidung, ob die Vollstreckung bereits begonnen wur­
de, nicht immer einfach zu treffen. 

In einer der ersten veröffentlichten Entscheidungen zu Art. 54 SDÜ hatte das OLG 
Saarbrücken festzustellen, ob ein Verfahrenshindernis dann vorliegt, wenn neben ei­
ner dreimonatigen Freiheitsstrafe, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt 
worden war, eine Geldstrafe verhängt wurde, die aber noch nicht bezahlt worden 
ist.93 Das Gericht musste sich also zum einen mit der Frage auseinandersetzen, wann 
jeweils die Vollstreckung i. S. des Art. 54 SDÜ einer Geldstrafe und die einer Frei­
heitsstrafe, deren Vollstreckung (i. S. des nationalen Strafrechts) zur Bewährung aus­

gesetzt worden ist, beginnt, und zum anderen, sofern es zu dem Ergebnis gekommen 
wäre, dass (nur) eine Sanktion bereits vollstreckt wird, wie dann zu verfahren ist. 

Das OLG Saarbrücken hat in diesem Fall entschieden, dass eine rechtskräftige Verur­
teilung in einem Vertragsstaat zu einer (Bewährungs-) Freiheitsstrafe und einer Geld­
strafe einer Verfolgung wegen derselben Tat im Inland auch nach Ablauf der Bewäh­
rungszeit nicht entgegen steht, solange die Geldstrafe nicht entrichtet worden ist.94 

Die Freiheitsstrafe, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt worden ist, 
zeichnet sich dadurch aus, dass das Inkraftsetzen, also der Beginn der Bewährungs­
zeit, auf den ersten Blick nicht als Beginn der Strafvollstreckung erscheint, weil dem 
Verurteilten - abgesehen von der mit der besonderen Drohung der tatsächlichen 
Vollstreckung der Freiheitsstrafe verbundenen Aufforderung, sich gesetzeskonform 
zu verhalten- kein Übel auferlegt wird.95 Entgegen der Auffassung von Specht96 ist 
mit dem BGH97 davon auszugehen, dass auch eine Sanktion, deren Vollstreckung zur 
Bewährung ausgesetzt ist, "gerade vollstreckt" i. S. des Art. 54 SDÜ wird, so dass der 
Begriff der Vollstreckung in diesem (europarechtlichen) Kontext weiter als der des 
deutschen Strafverfahrensrechts zu verstehen ist. Dies folgt aus dem Sinn und Zweck 
der Vorschrift: Es soll verhindert werden, dass jemand im Fall seiner rechtskräftigen 
Verurteilung die Gelegenheit nutzt, in ein anderes Schengen-Land zu fliehen, um 
dort unter Berufung auf Art. 54 SDÜ sowohl einer erneuten Strafverfolgung als auch 
der Vollstreckung des Ersturteils zu entgehen.9

H Dieses Ziel kann im Fall der Straf­
aussetzung zur Bewährung aber auch dann erreicht werden, wenn man den Voll­
streckungszeitpunkt und den Beginn der Bewährungszeit zusammen fallen lässt. 

93 OLG Saarbrücken, StV 1997, 359 (359). 
94 Ebd. 

95 Specht (Fn. 6), S. 166. 

96 Ebd., S. 166 f. 
97 BGH, StV 2001, 262 (262). 

98 Hecker (Fn. 27), § 13 Rn. 47; Plöckirzerl Leidemnühler (Fn. 52), S. 87. 
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Denn wenn die Strafaussetzung widerrufen wird, kann der Ersturteilsstaat entweder 
die Auslieferung zur Vollstreckung oder die Übernahme der Vollstreckung nach 
Art. 68 SDÜ vom "Fluchtland" verlangen.99 Somit ist die Vollstreckung, zumindest 
für das Schengen-Gebiet, weitgehend gesichert. Außerdem spricht auch das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung (und der damit mehrfach angesprochenen zu verhin­

dernden Möglichkeit, dass sich die Justizorgane eines Mitgliedsstaates zur "Superre­
visionsinstanz" für die Entscheidungen eines anderen machen) dafür, möglichst vie­
len Verfahrensbeendigungen eine "ne bis in idem"-Wirkung zuzusprechen. 100 

Bezüglich der Geldstrafe stellt sich die Frage, ob eine Vollstreckung bereits mit der 
Aufforderung zur Zahlung oder der ersten Zahlung beginnt. Hier wird überwiegend 
angenommen, dass, da die Geldstrafe für den Täter erst spürbar wird, wenn er ir­
gendeine Leistung erbracht hat, der Vollstreckungsbeginn erst zu bejahen ist, wenn 
die erste Zahlung geleistet wurde. 101 Gegen ein solches Verständnis könnte aber spre­
chen, dass mit dem Eintreten der Rechtskraft die Staatsanwaltschaft als Voll­

streckungsbehörde selbständig über das weitere Vorgehen entscheiden kann und ins­
besondere nach § 459e I StPO die Vollstreckung einer Ersatzfreiheitsstrafe anordnen 
kann. Daher erscheint es sachgerecht, die Zahlungsaufforderung der Staatsanwalt­
schaft an den Verurteilten als Vollstreckungsbeginn anzusehen. 

In dem Fall, den das OLG Saarbrücken zu entscheiden hatte, bestand, wie eingangs 
erwähnt, die Besonderheit, dass das erstverfolgende belgisehe Gericht mit der Geld­
strafe und der zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe zwei verschiedene Strafen 

in einem Urteil verhängt hatte, von denen es nur bei einer den Vollstreckungsbeginn 
bejaht hatte. Das Gericht entschied, dass die Rechtsfolge des Art. 54 SDÜ erst eintre­

ten kann, wenn die Vollstreckung für beide Strafarten begonnen hat. 102 Dem kann 
nicht gefolgt werden: Es kommt darauf an, dass der Täter zumindest den Beginn der 
Sanktion hat erleiden müssen; das ist aber schon dann zu bejahen, wenn die Voll­

streckung einer der Strafen begonnen hat. 103 

Nach der letzten Variante ist das Vollstreckungselement nach Art. 54 SDÜ auch dann 
erfüllt, wenn die Sanktion "nach dem Recht des Urteilsstaats nicht mehr vollstreckt 
werden kann". Somit richtet sich der Eintritt einer das Verbot der Doppelbestrafung 
auslösenden Vollstreckungsverjährung 10

·
1 ausschließlich nach dem Recht des Staates, 

in dem das Urteil verhängt wurde. 105 

cc) Einschränkung des Art. 54 SDÜ durch Art. 55 SDÜ 

Nach Art. 55 SDÜ kann jeder Vertragsstaat bei der Ratifikation des Übereinkom­
mens erklären, dass er in bestimmten, abschließend aufgezählten Fällen nicht durch 

99 BGH, StV 2001, 262 (263); Schomburgl Lttgodny!Gleß/Hackner (Fn. 26), Art. 54 SDÜ Rn. 21. 
100 Plöckingerl Leidenmühler (Fn. 52), S. 88. 
101 Specht (Fn. 6), S. 167. 

102 OLG Saarbrücken, StV 1997,359 (359). 
103 Specht (Fn. 6), S. 167; Hecker (Fn. 27), § 13 Rn. 48. 
104 Vgl. § 79 StGB. 
105 Specht (Fn. 6), S. 167; Plöckinger/Leidenmiihler (Fn. 52), S. 88. 
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Art. 54 SDÜ gebunden ist. Die wichtigste (potenzielle) Ausnahme von der Geltung 
des "ne bis in idem"-Prinzips sind Taten, die ganz oder teilweise auf dem Hoheitsge­
biet der das Verfahren betreibenden Vertragspartei begangen wurden. Die Bundesre­

publik hat von diesem Recht - wie die meisten Vertragsstaaten - Gebrauch ge­
macht.106 

Praglich ist aber, ob diese Erklärungen nach Art. 55 SDÜ auch nach der Überführung 

des SDÜ in den Rahmen der Europäischen Union weitergclten. Wie Plöckinger/Lei­

denmiihler darlegen, wurdennach dem Anhang zum Sehengen-Protokoll nur die ge­
meinsamen Erklärungen zum SDÜ sowie alle Erklärungen zu den Beitrittsprotokol­
len und -übereinkommen in das Unionsrecht übernommen. 107 Bei den Erklärungen 
zu Art. 55 SDÜ handelt es sich aber um einseitige Erklärungen, die erst bei der Rati­
fikation des Beitrittsübereinkommens von einer Vertragspartei abgegeben wurden. 

Da es sich hierbei also weder um eine gemeinsame Erklärung der Vertragsstaaten 

noch um eine zu dem Beitrittsübereinkommen dazugehörige Erklärung handclt 108
, 

spricht einiges dafür, dass diese Erklärungen- und somit die praxisrelevanten Aus­

nahmen vom "ne bis in idem"-Grundsatz- nicht Teil des Gemeinschaftsrechts ge­
worden sind und somit nicht mehr berücksichtigt werden dürfen. 

Bestätigt wird dieses Ergebnis auch durch den "Beschluss 1999/435/EG des Rates 
vom 20. 5. 1999 zur Bestimmung des Sehengen-Besitzstandes zwecks Festlegung der 
Rechtsgrundlagen für jede Bestimmung und jeden Beschluss, die diesen Besitzstand 
bilden, nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung 

der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische Union." 109 In 

diesem Beschluss werden in zwei Anhängen alle Rechtsakte aufgeführt, die den 
Sehengen-Besitzstand bilden. Auch hier fehlt jeder Hinweis auf eine etwaige Über­

nahme der Erklärungen der einzelnen Vertragsstaaten nach Art. 55 SDÜ in den Rah­

men der Europäischen Union. Daher ist davon auszugehen, dass diese mit dem ln­
krafttreten des Vertrages von Amsterdam, also am 1. 5. 1999, ihre Geltung verloren 

haben. Somit ist Art. 55 SDÜ funktionslos geworden. 

Der EuGH hat sich mit der Frage der Fortgeltung der Erklärungen der Mitglieds­
staaten zu Art. 55 SDÜ bislang noch nicht auseinandergesetzt. 

dd) Polgen des Vorliegens der Voraussetzungen des Art. 54 SDÜ 
für das Strafverfahren in Deutschland 

Sofern eine ausländische Verfahrensbeendigung vorliegt, die die Voraussetzungen des 

Art. 54 SDÜ erfüllt, liegt für die erneute Strafverfolgung in jedem Vertragsstaat ein 
Verfahrenshindernis vor. Für das deutsche Strafverfahren bedeutet dies, dass es von 

der Staatsanwaltschaft nach§ 170 II StPO wegen desFehlenseiner Prozessvorausset­
zung bzw. wegen des Vorliegens eines Prozesshindernisses einzustellen ist. Sofern die 

I 06 BGBI 1994 II 631. 
107 Plöckingerl Leidenmühler (Fn. 52), S. 82. 

108 L'bd., s. 83. 

109 EU Abl!999 L 176/1 ff; EU Abl2000 L 239/1 ff. 
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Verfahrensbeendigung im europäischen Ausland nicht bekannt ist oder fälschlicher­
weise von der Staatsanwaltschaft nicht als eine die Sperrwirkung des Art. 54 SDÜ 
entfaltende anerkannt wird, muss das Gericht das Verfahren einstellen. Im Zwischen­
verfahren muss es durch einen Beschluss nach § 204 I StPO, im Hauptverfahren 
durch ein Einstellungsurteil nach § 260 III StPO einstellen, je nachdem, wann das 

Vorliegen der rechtskräftigen Verfahrensbeendigung bekannt wird. 

b) Andere (teil)europäische "ne bis in idem"-Vereinbarungen 

Neben Art. 54 SDÜ hat es immer wieder weitere Versuche gegeben, ein (teil)europäi­
sches "ne bis in idem" durch Vereinbarungen und Verträge zwischen europäischen 
Staaten herzustellen. 

Bereits 1987 hatten die Regierungen der Mitgliedsstaaten der EG das "Übereinkom­
men zwischen den Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften über das Ver­
bot der doppelten Strafverfolgung (EG-ne bis in idem)" abgeschlossen. Seine zentra­
le Norm ist Art. 1, der wörtlich identisch mit Art. 54 SDÜ ist. Die oben dargestellten 
Auslegungsprobleme sind daher im Wesentlichen auf dieses Übereinkommen über­
tragbar. Soweit ersichtlich hat das "EG-ne bis in idem" in der Rechtspraxis nicht an­
nähernd die Bedeutung erlangt, wie sie Art. 54 SDÜ hat. 

Auch die im Dezember 2000 verkündete Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union normiert in ihrem Art. 50 das Verbot erneuter Verfolgung und Bestrafung we­
gen einer Tat, wegen der ein Beschuldigter in der Union bereits rechtskräftig verur­
teilt oder freigesprochen worden ist. Nach richtigem Verständnis gilt dieses Verbot 
sowohl für die Mitgliedsstaaten untereinander als auch für das Verhältnis zwischen 

Mitgliedsstaaten und Gemeinschaft. Problematisch ist abet; dass die Grundrechts­
charta insgesamt rechtlich unverbindlich ist, so dass auch dem in ihr enthaltenen 
Verbot der Doppelbestrafung keine unmittelbare Verbindlichkeit zukommt. 110 

Der Ende 2004 vorgestellte Entwurf des Vertrages über eine Verfassung in Europa 
erklärte den "ne bis in idem"-Grundsatz zu einem Justizgrundrecht. In seinem 
Art. II-11 0 heißt es: "Niemand darf wegen einer Straftat, dererwegen er bereits in der 
Union nach dem Gesetz rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, in 
einem Strafverfahren erneut verfolgt oder bestraft werden." Durch das Ergebnis der 
Volksabstimmungen in den Niederlanden und in Frankreich ist die "Europäische 
Verfassung" vorerst gescheitert. Ob und wann ein erneuter Versuch unternommen 
wird, ein solches Dokument zu verabschieden, ist zur Zeit völlig unklar. 

110 Schröder, Wirkungen der Grundrechtscharta in der europäischen Rechtsordnung, JZ 2002, 
s. 849, 850. 
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4. Geltung des "ne bis in idem"-Prinzips für ein in Deutschland betriebenes 
Strafverfahren bei Vorliegen einer Gemeinschaftssanktion und umgekehrt 

Die Europäische Union hat eine begrenzte Kompetenz, bei Verstößen gegen Ge­
meinschaftsrecht gegenüber Unternehmen Bußgelder zu verhängen. Wenn sich nach 
dieser Gemeinschaftssanktion nun ein Strafverfahren in Deutschland anschließt oder 
umgekehrt sich nach dem rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens erst die 
Sanktionierung durch Gemeinschaftsorgane anschließt, ist fraglich, ob hier der "nc 
bis in idem"-Grundsatz einschlägig ist. 

In dem Verfahren Wilhelm gegen das Bundeskartcllamt111 beschäftigte sich der 
EuGH mit der Frage, ob eine mitgliedstaatliche Verfolgung wegen eines Kartell­
rechtsverstoßes nach nationalem Recht zulässig sei, wenn gleichzeitig wegen dersel­
ben Tat gegen den Beschuldigten bereits ein von der Kommission eingeleitetes Ver­
fahren wegen Verstoßes gegen Gemeinschaftsrecht betrieben wird. Der Antragsteller 
hatte, ausgehend von der Feststellung, dass es sich bei Gemeinschaftsrecht und natio­
nalem Recht um zwei verschiedene Rechtsordnungen handelt, vorgebracht, da die 
Rechtsordnungen aller Mitgliedsstaaten ein Verbot der Doppelbestrafung und -Ver­
folgung enthielten, müsse dies auch im Verhältnis des Gemeinschaftsrechts zu dem 
Recht des einzelnen Mitgliedsstaates gelten. 

Der EuGH hat in diesem Fall, wie in vergleichbaren Fällen davor und danach, gegen 
den Kläger entschieden. Die beiden Verfahren hätten- unter dem Gesichtspunkt des 
"ne bis in idem" -jeweils keinen Einfluss aufeinander. Dies hat mehrere Gründe: 
Zum einen gilt dieser Grundsatz nur für das Kriminalstrafrecht. 112 Sämtliche Sank­
tionen der EU sind aber nicht-kriminalstrafrechtlicher Natur und somit keine "allge­
meinen Strafgesetze" im Sinne des Art. 103 III GG .113 

Zum anderem gilt- wie oben ausgeführt- nach bisher ganz herrschender Auslegung 
Art. 103 111 GG nur für die Konkurrenz deutscher Strafurteile. Auch der "ne bis in 
idem"-Grundsatz aus Art. 54 SDÜ steht einer erneuten Sanktionierung nicht entge­
gen, dieser regele schon von seinem Wortlaut her nur die mehrfache Verfolgung 
durch Mitgliedsstaaten. 

Somit können sowohl zeitlich parallel als auch hintereinander Verfahren auf europäi­
scher wie auf nationaler Ebene geführt werden. Bei der zweiten Sanktionierung ist 
aber die erste Entscheidung bei der Strafbemessung zu berücksichtigen. 114 

5. Schlussbemerkung 

Mit Art. 54 SDÜ besteht erstmals für den europäischen Raum ein umfassendes Ver­
bot der Doppelbestrafung und -verfolgung. Auch wenn bei seiner Auslegung immer 
noch einige Punkte, insbesondere der Umfang der Rechtskraft, strittig sind, ist die 

111 Rs. 14/68, EuCH Slg. 1969, 1 ff. 
112 Roxin (Fn. 5), §50 Rn. 7. 
113 Satzger (Fn. 33), S. 686. 
114 Satzger, Internationales und Europäisches Strafrecht, 2005, S. 128 f. 
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Regelung insgesamt als Meilenstein auf dem Weg zu einem europäischen Strafrecht 
zu sehen. Wenngleich nicht zu leugnen ist, dass die durch Art. 54 SDÜ punktuell für 
den räumlichen Bereich der EU lösbaren Probleme sich für das Strafverfahren in 
Deutschland nicht stellen würden, wenn Art. 103 III GG weiter interpretiert würde 
oder eine ausdrückliche Einstellungspflicht bei bereits im Ausland sanktionierten 

Straftaten im StGB oder in der ?,tPO vorhanden wäre, ist doch insgesamt festzustel­
len, dass es sich bei Art. 54 SDU um eines der wenigen europäischen Übereinkom­
men mit Strafrechtsbezug handelt, deren Ergebnis- wenngleich auch nicht alleiniges 
Ziel- nicht die Ausweitung von Strafbarkeiren oder der Ausbau von Befugnissen der 
Strafverfolgungsbehörden, sondern der rechtliche Schutz des Beschuldigten ist. 


